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1. Einführung

Weltweit ist die Energiewirtschaft durch Entwicklungsprozesse und hohen Investitionsbedarf, die absehbare Verknappung fossiler Energieträger, die CO2-Emissionen und die dadurch vermuteten Kilmaveränderungen gekennzeichnet. Die zunehmende Abhängigkeit moderner Gesellschaften in allen Wirtschaftsbereichen von einer sicheren Versorgung mit Energie, insbesondere elektrischer Energie, verstärkt die Problematik. Hierbei kommt aufstrebenden Ländern wie z.B. China und Indien, die mit der Industrialisierung noch am Anfang stehen, eine große Bedeutung zu. Diese globalen Probleme sind nur in einem internationalen Konsens lösbar.  
In Europa und speziell in Deutschland befindet sich die Energiewirtschaft in einer Umstrukturierungsphase, die durch Liberalisierung, Re-Regulierung und Unbundling geprägt ist. Der resultierende Kostendruck und gesetzgeberische Aktivitäten wie etwa Fördermaßnahmen für erneuerbare Energien und Kraft-Wärme-Kopplung oder die Einführung des Emissionszertifikate-Handels haben zu einem Investitionsstau geführt, da es an sicheren Rahmenbedingungen fehlt. Die Erneuerung des überalterten nichtnuklearen Kraftwerksparks ist überfällig. Zusätzlich ergibt sich erheblicher Ersatzbedarf an Erzeugungsleistung durch den beschlossenen Ausstieg aus der Kernenergie. 
Auf dem Weg zu einer nachhaltigen Energieversorgung muss mit den Ressourcen fossiler Energieträger sorgsam umgegangen werden. Hocheffiziente Kraftwerke in Gas und Dampf -Technik (GuD) erreichen heute einen elektrischen Wirkungsgrad von knapp 60 %, weitere Steigerungen erscheinen möglich. Auch an der Entwicklung einer CO2-freien Energieerzeugung mit Kohlekraftwerken wird gearbeitet. Ein weiterer Beitrag zur Reduzierung der CO2-Emissionen kann durch verstärkten Einsatz der Kraft-Wärme-Kopplung in Verbindung mit neuen Technologien wie der Brennstoffzelle geleistet werden. 
In Deutschland hat die Politik durch Gesetze und Vorschriften sowie Förderprogramme insbesondere Weichen für die Windkraft gestellt. Diese Entwicklung soll mit dem Bau von Offshore-Windparks fortgesetzt werden. Allerdings werden auch begrenzende Faktoren deutlich. So fehlen Speicher, um das nicht planbare Dargebot der Windenergie an den schwankenden Bedarf anzupassen. Der Bau zusätzlicher schnell regelbarer fossiler Ersatzkraftwerke kann nur eine Zwischenlösung darstellen.

Ohne weit verzweigte elektrische Netze wird auch in Zukunft keine sinnvolle Energieversorgung möglich sein. Insbesondere wenn man in Zukunft in großem Maße Windkraft nutzen will, sind leistungsfähige Übertragungs- und Verteilungssysteme von den Energiequellen zu den Verbrauchern notwendig. Auch ein zunehmender Anteil an dezentraler Energieerzeugung wird daran nichts ändern.

Auf der Verbraucherseite muss die Energieeinsparung durch Entwicklung effizienterer Prozesse vorangetrieben werden. Das gilt insbesondere für die Bereiche Haushalt, Gewerbe und Dienstleistung. Wegen des Vordringens der Informationstechnik in allen Sektoren gewinnt aber auch die Qualität der Energieversorgung an Bedeutung. Bei den zu betrachtenden Strategien für eine nachhaltige Energieversorgung darf deshalb die Versorgungsqualität nicht vernachlässigt werden. Sie ist eine wichtige Voraussetzung für einen Industriestandort wie Deutschland.

In dieser Studie werden mögliche Strategien für die Stromversorgung in Deutschland bis 2020 aufgezeigt.

2. Ausgangssituation und Umfeld

2.1 Entwicklungen in Deutschland in den vergangenen Jahren

 Im vergangenen Jahrzehnt hat in der Energiepolitik Deutschlands ein tief greifender Wandel stattgefunden. Zum einen soll durch nationale Umsetzung  einer EU-Richtlinie aus dem Jahr 1996 die Liberalisierung des Strommarktes bewirkt werden, zum anderen hat die Bundesregierung mit einer Reihe von gesetzgeberischen Maßnahmen eine Neuausrichtung vorgenommen. Mit ihren Initiativen zielt die Regierung sowohl in Richtung höherer Effizienz in der Nutzung der Primärenergie als auch auf den Ersatz fossiler und nuklearer Energien durch Förderung erneuerbare Energieträger. Durch den Emissionszertifikate-Handel soll der Ausstoß von CO2 in der gesamten Industrie, insbesondere auch bei der Stromerzeugung gesenkt werden. Im Einzelnen hat die Regierung folgende Aktivitäten entfaltet:
- Neues Energiewirtschaftsgesetz
- Förderung der Kraft-Wärme-Kopplung 
- Ausstieg aus der Kernenergie 
- Auslaufen der Steinkohlesubventionen 
- Förderung erneuerbarer Energien 
- Einführung des Emissionszertifikate-Handels 
2.2 Erzeugung und Verbrauch elektrischer Energie in Deutschland in 2003

Ausgangspunkt der in dieser Studie entwickelten Strategien für 2020 sind die Stromerzeugungs- und Verbrauchdaten für Jahr 2003. Im Bild 1 ist die Stromerzeugung nach Primärenergieträgern dargestellt. Den Verbrauch der verschiedenen Markteilnehmer beschreibt Bild 2.
Da in elektrischen Netzen die Bilanz zwischen Erzeugung und Verbrauch zu jeder Zeit ausgeglichen sein muss, enthalten die Erzeugungsdaten auch den Stromimport. In der Verbrauchsbilanz sind der Eigenverbrauch der Stromerzeuger, der Pumpstromverbrauch und die Netzverluste enthalten.

2003 wurden in Kohlekraftwerken 305 TWh oder 51 % des erzeugten Stroms produziert. Kohle ist damit weiterhin der wichtigste Primärenergieträger. 165 TWh (rd. 28%) des erzeugten Stromes kamen aus Kernkraftwerken, gefolgt von Gas mit 57,5 TWh (rd. 10%). Von den erneuerbaren Energien trägt Wasser mit rd. 4% zur Stromerzeugung bei. Die Windkraft erreichte in 2003 einen Anteil von über 3 %; die übrigen erneuerbaren Energien bleiben unter 1%. Die Menge an importiertem Strom entspricht in etwa dem exportierten Strom, d.h. die Energiebilanz ist etwa ausgeglichen.  
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Betrachtet man die Änderungstendenzen in den vergangenen 10 Jahren, lässt sich eine Zunahme der Stromproduktion von durchschnittlich 1%/Jahr feststellen; bei Gas und bei Wind ist eine Zunahme, bei Kohle und Öl eine Abnahme zu beobachten. Die Erzeugung aus Kernkraft ist konstant geblieben.

Die Industrie ist mit 242 TWh oder 38% der dominierende Verbraucher, gefolgt vom Haushalt (22%) und Gewerbe / Dienstleistung / Landwirtschaft (19%); Netzverluste und Eigenverbrauch belaufen sich auf rd. 10%. Der Verkehr spielt mit einem Anteil von 3% (und einem Zuwachs von etwa 1 %/Jahr) eine untergeordnete Rolle. Bemerkenswert ist es, insbesondere für Prognosen, dass Haushalte und die Dienstleistungsbereiche eine Zunahme aufweisen, während in der Industrie trotz des Anstiegs der Produktion Energie gespart wird und der Stromverbrauch gleich geblieben ist.

Zusammenfassend zeigt sich, dass der Verbrauch weiter zunimmt mit einer Konzentration bei den privaten Haushalten und Dienstleistungsbereichen. Die Erzeugung zeigt tendenziell eine Verschiebung von Kohle zu Gas und erneuerbaren Energien. Der Ausstieg aus der Kernkraft wird zu einer dramatischen Verschiebung in der Erzeugungsstruktur führen.

2.3 Strategische Überlegungen der Bundesregierung und der Europäischen Kommission

Deutschland
Das Bundeswirtschaftsministerium hat einen Entwurf erstellt, der auf die künftige Kraftwerksstruktur abzielt und als Beitrag für ein späteres nationales Energieprogramm angesehen werden kann. Die notwendige Abstimmung mit den anderen Bundesministerien steht noch aus. Dies gilt auch für einen Konzeptentwurf zu einer neuen Energieversorgungsstruktur unter Einbeziehung der erneuerbaren Energien. Im Übrigen wird abgewartet, welche Erkenntnisse die Studie "Energiewirtschaftliche Planung für die Netzintegration von Windenergie in Deutschland an Land und off-shore bis zum Jahr 2020“ liefert, die von der Deutschen Energie-Agentur (Dena) in Auftrag gegeben wurde. In 2005 wurden erste Ergebnisse veröffentlicht, allerdings nur mit einer Vorausschau bis 2015, der zweite Teil der Studie steht noch aus und wird den Zeitraum nach 2015 adressieren.
Einzelne Elemente einer langfristigen Strategie deckt das Erneuerbare Energie Gesetz (EEG) ab. Mit der Förderung der erneuerbarer Energien soll deren Anteil an der Stromerzeugung bis 2010 auf 12,5% und bis 2020 auf 20% bis 25% erhöht werden.  
Für Vergleiche mit der Situation in Deutschland scheint die französische Politik am aufschlussreichsten. Das gilt wegen vergleichbarer Größenordnungen von Erzeugungskapazitäten und Energiemengen, jedoch mit hohen Anteilen der Produktion aus Wasser und Kernenergie sowie hohem Exportüberschuss. Großbritannien mit seiner Insellage ist in manchen Aspekten ein besonderer Fall.

Die USA mit ihrem enormen wirtschaftlichen Potential und ihrer technologischen Pionier- und Führungsrolle sind in eine "andere Liga" einzuordnen. Die auf Teilgebieten schon in Gang gesetzten internationalen Allianzen zur Entwicklung von Zukunftsenergien fungieren   weitgehend nach amerikanischen Vorstellungen.

In den übrigen in der Untersuchung betrachteten Ländern (siehe Tafel 1) hat jeweils ein Ministerium die Federführung für die Energiepolitik. Eine Aufsplittung der Innovationsförderung für strategisch wichtige Energietechnologien, wie in Deutschland, ist nirgendwo gegeben.
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Europäische Union

In der Richtlinie von 2001 für die Förderung der Erneuerbaren Energien werden die Verpflichtungen aus dem Kyoto-Protokoll in Form gemeinschaftlicher Ziele zur CO2-Reduktion auf die EU-Mitglieder umgelegt. In nächster Zeit will die Kommission eine Evaluierung der Ergebnisse der bisherigen Nachhaltigkeitsstrategie vorlegen. Mit einer weiteren Verschärfung der Kyoto-Vorgaben nach 2012 ist zu rechnen.

Ein 2000 herausgegebenes Grünbuch zielt auf eine Verringerung der befürchteten Abhängigkeiten von Lieferanten außerhalb der EU. Die Stromerzeugung soll deshalb 2010 zu 22% aus erneuerbaren Energieträgern bestritten werden. Die Möglichkeiten eines mittelfristigen Einsatzes der Kernenergie sollen geprüft und die entsprechenden Optionen  durch eine Förderung der Forschung zu künftigen Reaktortechnologien sowie langfristig zur Kernfusion verfügbar gemacht werden. Die Diskussionen lassen noch kein durchgängiges Konzept erkennen, aber  eine gewisse Bandbreite von Maßnahmen. Die strategische Lage auf dem Gebiet der Versorgungsabhängigkeit, die beim Ausbleiben von Gegenmaßnahmen für 2030 auf 70% geschätzt wird, soll schrittweise verbessert werden.

2.4 Kernenergie, Erdgas und Kohle als internationale Richtungsentscheidungen 

International ist die Erkenntnis akzeptiert, dass zur Vermeidung von Versorgungsengpässen der Ersatz und der Neubau von Kraftwerken erforderlich sind. Für Europa wird mit einem Bauvolumen von 200 - 300 GW bis 2020 gerechnet.
Während Deutschland den Einsatz der erneuerbaren Energien mit Nachdruck forcieren will, sind andere Länder zurückhaltender. Dort misst man diesen Energieträgern nicht die entscheidende Rolle bei der Erreichung der vereinbarten Ziele des Klimaschutzes zu.

Bei der Kernenergie halten viele Länder die Option künftiger Einsätze aufrecht. Das gilt auch für Schweden, Finnland und die Schweiz. In Finnland gibt es einen Parlamentsbeschluss zur Errichtung eines neuen Kernkraftwerks.

In einem Zwischenschritt wird es möglicherweise auf international breiter Basis zu einer Verlängerung der Betriebserlaubnis für bestehende Anlagen kommen. Fortgeschrittene Systeme werden vom Generation IV International Forum (GIF) untersucht. Dort sind Frankreich, Großbritannien und die Schweiz reguläre europäische Mitglieder, die anderen EU-Länder über die EU-Kommission vertreten.

Derzeit werden in den USA und in Europa – im Sinn einer Übergangsstrategie – unterschiedliche Optionen verfolgt. Während die amerikanische Politik auf Kohle setzt, wollen die meisten europäischen Länder Gaskraftwerke errichten. Mit Planungen für Kernkraftwerke halten sich die Elektrizitätsversorgungsunternehmen noch zurück, solange von der Politik keine verlässliche Rückendeckung zu erwarten ist. Erneuerbare Energien sind als Möglichkeit der Stromerzeugung in großem Umfang bislang noch nicht akzeptiert.

Bei Kohle könnten moderne technologische Konzepte einen spürbaren Beitrag zur Ressourcenschonung und zum Umweltschutz leisten. Die vom Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit eingeleitete Initiative COORETEC zur Entwicklung eines möglichst emissionsfreien fossilen Kraftwerks verfolgt diesen Weg. Die Reichweite der Vorräte an Kohle ist – unbeschadet kurzfristiger Engpässe – ein Mehrfaches der von Öl und Gas. Die Kohle trägt in der EU-25 heute mit 32% etwas mehr zur Stromerzeugung bei als die Kernkraft. Ihr Anteil wird nach einem moderaten Rückgang in der Zwischenzeit auch im Jahr 2030 noch bei 30% liegen.

Sollten die Kraftwerksneubauten in Europa überwiegend auf der Basis von Gas-Dampf-Kombikraftwerken realisiert werden, könnte das zu einem Run auf Erdgas führen. Frankreich, Spanien und Italien betrachten als Mittelmeeranrainer die nordafrikanischen Länder als ihre Hauptlieferanten. Großbritannien wiederum hebt auf die Kooperation mit Norwegen ab. Deutschland kooperiert intensiv mit Russland.
Die gesicherten Erdgas-Weltvorräte liegen zu etwa 70% in der "Strategischen Ellipse", zwischen Westsibirien im Norden, dem kaspischen Raum und dem Persischen Golf im Süden, damit in einer Region, wo sowohl die politische Stabilität als auch die Beachtung der Regeln der Welthandelsorganisation (WTO) kritisch zu betrachten sind. Deutschland wird darauf zu achten haben, mit welchen Mitteln der Politik und mit welchen Investitionen in die Transportinfrastruktur es eine stabile Versorgung sicherstellen kann.

Auch die Steinkohleimporte sind auf längere Sicht politisch und wirtschaftlich abzusichern. Das deutsche Steinkohleaufkommen stützt sich derzeit zu etwa 60% auf Importe von Ländern außerhalb der EU. Obwohl in der EU-25 noch erhebliche Vorräte vorhanden sind, werden die Förderkapazitäten zurückgefahren. Insgesamt stellt sich die Versorgungslage bei Kohle jedoch erheblich besser als bei Öl und Gas.
3. Verbrauchsentwicklung in Deutschland 2004 – 2020

Die Liberalisierung des Strommarktes, die unsichere wirtschaftliche Entwicklung sowie die damit verbundenen Änderungen im Verbraucherverhalten erschweren eine Abschätzung des Energieverbrauchs bis 2020. Dennoch wird in der Studie eine Annahme über den zu erwartenden Stromverbrauch bis zum Jahr 2020 getroffen.

Vielfache Initiativen zur Effizienzsteigerung sowie Erfolge bei der Reduzierung des spezifischen Stromverbrauchs elektrischer Geräte und Anlagen haben in den letzten Jahrzehnten zu einer weitgehenden Entkopplung des Stromverbrauchs vom Wirtschaftswachstum geführt. Diese Tendenz wird sich auch im Betrachtungszeitraum fortsetzen. Entsprechend dieser Annahme wurde in der Untersuchung die Entwicklung des Stromverbrauchs nach einzelnen Anwendungsbereichen abgeschätzt. Dabei ergab sich ein gewichteter Mittelwert von etwa 0,5%/Jahr.

Sollte es gelingen, die Verluste und Umweltbelastungen bei der Stromerzeugung weiter zu reduzieren, gäbe es zusätzliche Anwendungen für Elektrizität und es könnte auf Energieträger wie Heizöl und Gas verzichtet werden. Mit verlustarmen Speichern könnte der Strom auch in nicht ortsgebundene Anwendungen Eingang finden.
4. Erzeugungsszenarien in Deutschland für 2020

4.1 Festlegungen der Erzeugungsszenarien

Ausgehend von der Versorgungssituation im Jahr 2003 werden Perspektiven für die elektrische Energieversorgung aufgezeigt. Hierzu wurden 3 Szenarien entwickelt, die mögliche Wege zu einer Stromversorgung 2020 darstellen: 

· Szenario 1 orientiert sich an der derzeitigen Regierungspolitik, die erneuerbaren Energien bei Einhaltung der Kyoto-Ziele massiv zu fördern, bei gleichzeitigem Ausstieg aus der Kernenergie bis 2021. Lücken in der Primärenergieversorgung sollen durch Gasimporte ausgeglichen werden. 

· Szenario 2 zielt in Richtung einer kostenoptimalen Lösung, ebenfalls bei Einhaltung der Kyoto-Ziele. Der Ausstieg aus der Kernenergie erfolgt verlangsamt, ebenso der Ausbau von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien. 

· Szenario 3 verfolgt das Ziel, eine nennenswerte Reduktion der Treibhausgase zu erreichen. Hierzu wird die Kernenergie auf dem heutigen Niveau weiter genutzt, während die erneuerbaren Energien kräftig auszubauen sind.

In allen Szenarien wird ein Verbrauchsanstieg von 0,5 %/a unterstellt, wobei für die einzelnen Verbrauchsbereiche unterschiedliche Entwicklungen gelten. Eine andere Verbrauchsentwicklung hätte eine Änderung der quantitativen Aussagen der Erzeugungsentwicklung der jeweiligen Szenarien zur Folge, die Aussagen zu den einzelnen Szenarien würden sich aber qualitativ nicht ändern.

Für alle Szenarien gilt: Da das Windaufkommen nicht steuerbar ist und stark schwankt, ist Leistungsreserve einzuplanen. Es wird angenommen, dass entsprechend den Erfahrungen der Netzbetreiber bis zu 95% der installierten Windleistung von anderen, im Wesentlichen fossilen Kraftwerken übernommen werden. In den Szenarien wird dabei eine Relation von 15:15:70 von Steinkohle: Braunkohle: Gas angesetzt. Diese Annahme hat Auswirkungen auf die Investitionskosten und im geringen Maße auch auf die Emissionen  von CO2. Neben der Leistungsreserve muss für die Windkraftanlagen Regelenergie zur Verfügung gestellt werden. Es wurde für alle Szenarien gleichermaßen Regelleistung von 15% der installierten Windleistung angenommen.

Die Projektion auf das Jahr 2020 bedeutet, dass die derzeit existierenden nichtnuklearen Kraftwerke das Ende ihrer technischen Nutzungszeit erreicht haben und zum großen Teil erneuert werden müssen. Hier wurde ein Ersatzbedarf von 50 % der heute eingesetzten Steinkohle-, Braunkohle-, Öl-, Gas-, Müll- und Windkraftwerke angenommen. Bei den Wasserkraftwerken wurde dieser Anteil mit 10% angesetzt.

Bei den CO2-Emissionen wurden Mittelwerte für den jeweiligen Kraftwerkstyp angenommen. Sie verringern sich bei Verbesserung der Wirkungsgrade bis 2020.

Auch bei den Investitionskosten für den jeweiligen Kraftwerkstyp wurden Mittelwerte angesetzt, die auf Marktpreisen 2003 basieren. Hier ist naturgemäß eine Schwankungsbreite vorhanden, da Kraftwerke individuell errichtet werden. 

Für alle drei Szenarien werden als Ergebnisse der Untersuchungen die Entwicklung der Erzeugung  (der Energiemix des Kraftwerksparks), der CO2 Emissionen und der Investitionskosten bis 2020 im Vergleich zur heutigen Situation dargestellt. Eine Bewertung der Ergebnisse erfolgt in Abschnitt 7.
Szenario 1

Es wird das Erreichen der CO2-Emissionswerte gemäß Kyoto-Protokoll vorausgesetzt. Bei der Entwicklung des Szenarios wurde, ausgehend von den Ist-Werten 2003, die Erzeugung aus Erneuerbaren Energien mit einem Anteil von 20-25% an die Zielprojektion der Bundesregierung angepasst. Dazu wurden für Wasser, Wind, Biomasse und Photovoltaik die von der Regierung  angestrebten quantitativen Zuwachsraten verwendet. Für Wind wurden die aus der DENA-Studie bisher bekannten Angaben übernommen.

Die fehlende Stromerzeugung aus Kernenergie wird durch Erneuerbare Energien sowie durch fossile Brennstoffe im angegebenen Verhältnis ersetzt. Es wird angenommen, dass der Energieaustausch (Einfuhr-/ Ausfuhrvolumen) ausgehend von 2003 kontinuierlich um 1,5%/Jahr zunimmt. Der Verbrauch entwickelt sich mit ca. 0,5 % Steigerung pro Jahr. Der Einsatz von Kohle wird entsprechend den anderen Annahmen für Steinkohle und Braunkohle im gleichen Verhältnis reduziert. 

Die erforderlichen Kraftwerksleistungen werden über die errechnete Erzeugung und die durchschnittlichen Ausnutzungsdauerwerte (Volllaststundenzahlen) des jeweiligen Kraftwerkstyps ermittelt. Diese Vorgehensweise liefert einen mittleren Wert, von dem die einzelnen Kraftwerke bei individueller Betrachtung natürlich abweichen können.

Wie erwähnt, basiert die Kalkulation der Investitionen auf den Weltmarktpreisen 2003. Auch hier werden mittlere Werte zugrunde gelegt. Schließlich wurden auf der Basis der Erzeugungswerte für den jeweiligen Kraftwerkstyp die CO2-Emissionen errechnet. Fortschritte bei der Wirkungsgradverbesserung der fossilen Kraftwerke werden berücksichtigt.

Szenario 2

Alternativ zum Szenario 1 wurde das Szenario 2 mit der Zielrichtung entwickelt, bei nahezu gleichen CO2-Emissionen die Investitionskosten deutlich zu senken und die Risiken eines massiven Ausbaus der erneuerbaren Energien, insbesondere der Off-shore-Windenergie, zu mindern. Dies wird durch einen verlangsamten Ausstieg aus der Kernenergie erreicht.

Bis 2020 soll nur die Hälfte der Kernkraftwerke vom Netz gehen, die neueren Kernkraftwerke dafür länger betrieben werden. Die erneuerbaren Energien tragen auch in diesem Szenario deutlich zur Stromerzeugung bei, aber nur mit 15% statt 20-25 %. 

Alle anderen Annahmen wurden unverändert vom Szenario 1 übernommen. 

Szenario 3

Szenario 3 orientiert sich an einer stärkeren Reduktion der CO2-Emissionen. Hierzu wird der Ausstieg aus der Kernenergie ausgesetzt, bis eine geeignete Nachfolgetechnologie bereitsteht. Stattdessen wird aus der Steinkohle mit veralteten Anlagen  ausgestiegen, die heimische Braunkohle wegen der Kostenvorteile und Erzeugung in großteils moderneren Anlagen dagegen weiter genutzt. Der Anteil der erneuerbaren Energien wird wie im Szenario 1 auf über 20% erhöht.
4.2  Vergleich der Szenarien

Die Investitionen im Szenario 1 sind mit Abstand die höchsten. Dabei wird trotz der sehr hohen Investitionen für den Ersatz der Kernkraftwerke und die Installation erneuerbarer Energien keine nennenswerte CO2-Reduktion erreicht. Der Grund liegt im Ausstieg aus der CO2-freien Kernenergie und deren Substitution durch fossile Energieträger. Durch den - verglichen mit heute -  deutlich höheren Einsatz von Gas wird die Abhängigkeit der Stromerzeugung von Importen weiter gesteigert. Neben den Aufwendungen für die Erzeugungsanlagen auf Basis erneuerbarer Energien werden die Investitionen belastet durch die notwendigen „Schattenkraftwerke“ und den Umbau der Netze zum Transport des Stromes zu den Verbrauchsschwerpunkten.
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Szenario 2 erreicht mit ca. 70% der Investitionskosten von Szenario 1 nahezu die gleichen Ergebnisse bei der Reduktion des CO2. Der Einstieg in die erneuerbaren Energien erfolgt verzögert, gleichzeitig wird mehr Zeit für die Entwicklung neuer Technologien im Netzbetrieb gewonnen. 

Szenario 3 zeigt, dass eine nennenswerte Reduktion der CO2-Emissionen bis 2020 nur durch Beibehaltung der Kernenergie und gleichzeitigen Ausbau der erneuerbaren Energien möglich ist. Der Investitionsbedarf liegt zwischen denen von Szenario 1 und 2. Die Importabhängigkeit bei den Primärbrennstoffen ist in diesem Szenario am geringsten, da die heimische Braunkohle verstärkt genutzt wird.
5. Erzeugungs- und Speichertechnologien

Der derzeitige Stand und die absehbare Entwicklung der Technologien von Kraftwerken auf der Basis unterschiedlicher Primärenergieträger werden zusammengefasst beschrieben.

5. 1 Fossile Energieträger
Weltweite Situation bei Brennstoffversorgung

Während der kommenden zwei bis drei Jahrzehnte ist nicht mit einer Verknappung der fossilen Energieträger zu rechnen. Auch wenn man bei Erdöl einen „Peak“ der weltweiten Förderung erreicht, muss das nicht zwingend zu Versorgungsengpässen führen. Ähnlich ist es bei Erdgas, wo sich die Nachfrage in den letzten Jahren gesteigert hat, gleichzeitig aber auch die Suche neuer Lagerstätten intensiviert wurde. Technische Neuentwicklungen haben dazu geführt, dass die Schätzung der wirtschaftlich gewinnbaren Vorräte im Verlauf der Jahre stets gewachsen ist. 

Die geographischen Ungleichgewichte zwischen Vorkommen und Verbrauch führen bei weltweit steigendem Bedarf aber zu einer immer stärkeren Abhängigkeit der Industrieländer von Gasimporten. So erwartet etwa die International Energy Agency (IEA) für die europäischen OECD-Länder einen Anstieg der Importabhängigkeit von 36 % im Jahr 2000 auf mehr als 60% im Jahr 2030. Neben der leitungsgebundenen Gasversorgung wird künftig auch dem Transport von verflüssigtem Erdgas (LNG) mehr Bedeutung zukommen. Die „gas-to-liquids“ Technologien bei der Brennstoffbereitstellung sind bereits heute an der Schwelle der Wirtschaftlichkeit. Sie gestatten die Nutzung von Gasreserven, deren Wirtschaftlichkeit wegen hoher Transportkosten bisher nicht gegeben war.

Verglichen mit Öl und Gas sind die weltweiten Kohlevorräte enorm und die interregionalen Handelsbeziehungen gut ausgebaut. Bei den gegenwärtigen Abbaumengen reichen die Reserven noch mehrere hundert Jahre. In Europa dürfte allerdings die Unrentabilität einheimischer Kohlegruben und ökologische Bedenken zur Schließung weiterer Kohlebergwerke führen und es bleibt insbesondere abzuwarten, wie sich staatliche Programme zur Minderung der energiebedingten CO2-Emissionen auf den Kohleverbrauch auswirken. Die Entwicklung der weltweiten Energiemärkte lässt bis 2020 noch keine einschneidende Verknappung der Vorräte erkennen; trotz hoher Preis-Volatilität sind bei den Brennstoffpreisen nur moderate Änderungen zu erwarten. 

Anders bei Erdöl und Erdgas, wo mit einem stärkeren Preisanstieg zu rechnen ist. Der Erdgaspreis dürfte sich auch in Zukunft am Erdölpreis orientieren, da beide Energieträger in vielen Anwendungen substituierbar sind. Ein höherer Preis könnte sich z. B. durch Beschränkungen bei den Exportquoten der Förderländer oder durch Schwierigkeiten beim Aufbau der für die Versorgung erforderlichen Infrastruktur und fehlende Investitionen ergeben. Die zunehmende Konsolidierung der bis heute eher regional ausgerichteten Gasmärkte zu einem „Welt-Erdgasmarkt“ kann dämpfend auf den Gaspreis wirken. Schwankungen der Brennstoffpreise, wie wir sie in der jüngsten Vergangenheit beobachten konnten, sind aber auch in der Zukunft nicht auszuschließen.

Einsatz fossiler Energieträger zur Deckung des Strombedarfs in Deutschland

Deutschland ist bei der Versorgung mit Primärenergie zu 60 % von Importen fossiler Energieträger abhängig. Etwa 40 % beruhen auf Erdöl, das vorwiegend im Verkehrssektor verbraucht wird. Die Stromerzeugung basiert gegenwärtig zu ca. 60 % auf fossil befeuerten Kraftwerken, wovon 27 % bzw. 23 % auf Braun- und Steinkohle entfallen. Das Erdgas erreicht einen Anteil von 10%, Erdöl von weniger als 1%. Erdöl und Erdgas werden überwiegend importiert, weshalb der Frage der Versorgungssicherheit Deutschlands zukünftig eine noch stärkere Bedeutung zukommt.

Viel günstiger ist die Situation bei Kohle, wo Deutschland über einen langfristig immer bedeutenderen sicheren Energieträger verfügt. Braunkohle ist eine wettbewerbsfähige Säule bei der heimischen Stromerzeugung, ihre Bedeutung wird erhalten bleiben. Anders ist es bei Steinkohle, die wegen der hohen Förderkosten subventioniert wird, um im Wettbewerb mit der mehrfach billigeren aber ebenfalls sicheren Importkohle zu bestehen.  

Voraussichtliche technische Entwicklungen

Neben der Verfügbarkeit von Brennstoffen und den Preisen spielt die Technologieentwicklung eine entscheidende Rolle, da fossil befeuerte Kraftwerke weiterhin das Rückgrad der Energiewirtschaft darstellen. Dampfturbinen, Gasturbinen und Generatoren werden auch künftig die technischen Kernkomponenten der Stromerzeugung sein. Bei Dampfkraftwerken wurden in den letzten Jahren erhebliche Wirkungsgradsteigerungen erzielt, so bei Steinkohle mit einem projektierten Wirkungsgrad von ca. 46 %. Bei Braunkohlekraftwerken ist der Wirkungsgrad wegen der Kohletrocknung etwas niedriger, doch weist das neue Kraftwerk Niederaußem bereits einen Netto-Wirkungsgrad von 43 % auf

Den Schwerpunkt bei der Entwicklung moderner Dampfturbinengenerationen stellt die Materialforschung dar. Mit neuen Legierungen auf Nickelbasis lassen sich höchste Dampfzustände und maximale Wirkungsgrade erreichen. Weiteres Entwicklungsziel ist eine flexible Betriebsweise mit kurzen Anfahrzeiten. Im Jahr 2020 könnten Anlagen mit einem Wirkungsgrad von ca. 53 % verfügbar sein. 

Bei gasbefeuerten Anlagen erfolgte erst in den 80er Jahren durch Kombination von Gas- und Dampfprozessen (GUD) ein Durchbruch, der zu höheren Leistungen und einer wesentlichen Verbesserung des Wirkungsgrades führte. Gründe waren auch hier neue Erkenntnisse in der Materialforschung und Weiterentwicklung von Fertigungstechnologien sowie daraus folgend eine Erhöhung der Verbrennungstemperaturen und des Wirkungsgrades auf über 58 %, in einigen Jahren auf über 60 %. Dies sind weltweit höchste Wirkungsgrade bei fossil befeuerten Kraftwerken.  Bei der Weiterentwicklung sind in erster Linie GUD-Anlagen mit integrierter Kohlevergasung (ICCC) zu nennen, die eine Nutzung des Brennstoffs Kohle erlauben.

Eine immer wichtigere Rolle bei der Entwicklung zukünftiger Kraftwerke mit fossilen Energieträgern ist die Senkung der CO2-Emissionen. Außer einer Erhöhung des Wirkungsgrades bietet die CO2-Abscheidung aus dem Rauchgas oder aus dem bei IGCC Verfahren gewonnenen Synthesegas eine Möglichkeit, die bei der Verbrennung entstehenden Emissionen fast vollständig zu vermeiden. Umfangreiche Entwicklungsarbeiten sind noch erforderlich, um die hierzu notwendige Technik bereitzustellen. Neben der Verbrennung mit reinem Sauerstoff und dem Einsatz wasserstoffreicher Gase in Gasturbinen ist die Einbindung von Komponenten und Anlagenteilen zur CO2-Abtrennung in einen effizienten Kraftwerksprozess ein Schwerpunkt der zukünftigen Entwicklung. Aus der chemischen Industrie sind Verfahren zur CO2-Abtrennung bekannt, auch liegen erste Erkenntnisse mit hochintegrierten Kraftwerksanlagen in IGCC-Technik vor. 
5. 2 Kernenergie

Deutsche Kernenergiepolitik im internationalen Kontext 

Im Jahr 2003 hatte die Kernenergie in Deutschland einen Anteil von 28,1 % an der öffentlichen Stromversorgung und deckte rund 50 % der Grundlast ab. Kern der heutigen deutschen Energiepolitik ist die schrittweise Beendigung der Nutzung der Kernenergie durch Laufzeitbegrenzung der bestehenden Kernkraftwerke und Neubauverbot. Entsprechend der Altersstruktur der noch in Betrieb befindlichen 18 Anlagen werden im Jahr 2010 noch 13 Anlagen im Betrieb sein und etwa 125 Mrd. kWh Strom erzeugen, also noch etwa drei Viertel der heutigen Erzeugung von rund 165 Mrd. kWh. Anfang der 2020er Jahre werden als letzte die drei Konvoi-Kernkraftwerke Isar 2, Emsland und Neckarwestheim 2 den Betrieb einstellen.

In der EU-25 betreiben 13 Länder Kernkraftwerke. Der Kernenergieanteil an der öffentlichen Stromerzeugung liegt bei 32 %, nahezu unverändert gegenüber der EU-15 (35 %). Weltweit gesehen liegt der Kernenergieanteil heute bei 16 %. Der Ausbau konzentriert sich derzeit im Wesentlichen auf Asien; in allen asiatischen Ländern, die Kernkraftwerke betreiben (China, Indien, Japan, Südkorea, Taiwan), sind Neuanlagen im Bau. In China sind neun Kernkraftwerke in Betrieb, zwei im Bau und weitere 30 Anlagen bis 2020 geplant.

Uranversorgung 
Die bekannten Uranreserven der niedrigsten Gewinnungskosten-Kategorie (bis 40 US$/kg) belaufen sich nach dem jüngsten Bericht der Nuclear Energy Agency der OECD auf rund 2,4 Mio. t („sichere Reserven und geschätzte zusätzliche Reserven hohen Vertrauensgrades“); in der nächsthöheren Kategorie (40-80 US $/kg) kommen rund 3,2 Mio. t dazu, in der obersten betrachteten Kostenkategorie (80-130 US$/kg) rund 0,9 Mio. t. Der Uranbedarf für die friedliche Nutzung der Kernenergie belief sich im Jahr 2003 auf 68 435 t Natururan. Geht man von einer gleich bleibenden Nutzung der Kernenergie auf heutigem Niveau und mit heutiger Reaktortechnik aus, so reichen die derzeit bekannten Reserven für über 80 Jahre aus.   

Stand der Technik und Entwicklungstrends
Alle 18 in Deutschland in Betrieb befindlichen Kernkraftwerke sind mit Leichtwasserreaktoren ausgestattet, und zwar zwölf mit Druckwasserreaktoren (DWR) und sechs mit Siedewasserreaktoren (SWR). Dies sind mit 264 Anlagen weltweit die dominierenden Reaktortypen, für die infolgedessen ein breites Erfahrungspotential vorhanden ist.  Alle am Netz befindlichen deutschen Kernkraftwerke werden der zweiten Reaktorgeneration zugerechnet. Auf Grund des geringen Ausmaßes an nicht geplanten Stillständen erreichten die deutschen Anlagen im Durchschnitt der Jahre 2001 – 2003 eine mittlere Arbeitsausnutzung von 84,9 %. 

In den letzten zehn Jahren wurden in mehreren Ländern Reaktoren der dritten Generation entwickelt, die nicht nur eine höhere Wirtschaftlichkeit aufweisen, sondern auch eine neue sicherheitstechnische Qualität darstellen. Bei diesen neuen Typen handelt es sich durchweg um wassergekühlte Reaktoren und zwar mit einer Ausnahme um Leichtwasserreaktoren. Deutschland befindet sich bei den Weiterentwicklungen des Druckwasser- und des Siedewasserreaktors technologisch noch in einer Spitzenposition. Der Europäische Druckwasserreaktor EPR ist eine deutsch-französische Gemeinschaftsentwicklung, der innovative Siedewasserreaktor SWR 1000 wurde mit Partnern in der Schweiz, den Niederlanden, Finnland und Frankreich entwickelt. Der erste EPR ist derzeit in Finnland im Bau. Der zweite wird in Frankreich errichtet werden. Beim EPR wurde die Wirtschaftlichkeit gegenüber den bestehenden Kernkraftwerken vor allem durch folgende Maßnahmen verbessert]:

· Eine erhöhte Leistung von rund 1600 MW

· Anhebung des Wirkungsgrads von 35 % auf ca. 37 %

· Verkürzte Bauzeit

· Anhebung der Betriebsdauer auf 60 Jahre 

· Verkürzte planmäßige Stillstandszeit durch wartungsfreundliche Konstruktion 

· Eine um etwa 15 % verbesserte Brennstoffausnutzung (geringerer Uranbedarf, geringere

     Entsorgungskosten der gebrauchten Brennelemente)

Eine wesentliche Verbesserung wurde im Sicherheitsbereich erzielt. Bei Unfällen mit dem in der Auslegung unterstellten, extrem unwahrscheinlichen Fall eines Kernschmelzens wird die Radioaktivität im Containment eingeschlossen, um die Folgen eines Unfalls auf die Anlage selbst zu beschränken. Ein neuartiges System stellt sicher, dass eine Kernschmelze unterhalb des Reaktordruckbehälters auf einer speziellen Ausbreitungsfläche innerhalb des Containments aufgefangen und gekühlt wird.

Auf Initiative der USA ist vor wenigen Jahren ein internationales Projekt gestartet worden, das „Generation IV International Forum (GIF)“, dessen Ziel es ist, neuartige Reaktortypen der vierten Generation zu identifizieren, die in den nächsten 20 bis 30 Jahren entwickelt werden könnten und die im Hinblick auf Sicherheit, Wirtschaftlichkeit, Schonung der Uranreserven, Abfallminimierung oder Proliferationsfestigkeit einen Fortschritt darstellen würden. Deutschland ist dem GIF bislang nicht beigetreten, jedoch ist die EU Mitglied. 
5. 3 Erneuerbare Energien
Ziel der europäischen Politik ist die Förderung erneuerbarer Energieträger. Die deutsche Regierung will hierzu deren Anteil an der Bruttostromerzeugung bis 2010 auf 12,5 % steigern, bis 2020 auf 20 % und langfristig (2050) auf 50 %.

5.3.1 Stand der Entwicklung

Die Beiträge der erneuerbaren Energien zur Stromversorgung konzentrierten sich in der Vergangenheit mit einem Anteil von 4 % auf die Wasserkraft. Mit Einführung des Erneuerbaren-Energien-Gesetz (EEG) konnte der Anteil der erneuerbaren Energien deutlich erhöht werden, insbesondere durch Ausbau der Windenergie. Trotz einer installierten Leistung von über 14 GW Ende 2003 konnte wegen der Unstetigkeit des Windaufkommens nur 15 % dieser Leistung bilanziert werden. Konventionelle Kraftwerke oder Energiespeichersysteme mussten das Defizit ausgleichen. 

Ende 2003 trugen alle erneuerbare Energien mit einer installierten Leistung von rd. 20 GW zur Versorgung bei. Dies entsprach 18,4 % der in Deutschland installierten elektrischen Leistung bzw. einem Beitrag von  rd. 8 % der elektrischen Arbeit.

5.3.2 Zukünftige Entwicklung Deutschlands

Aus heutiger Sicht werden bis 2020 nur Wind, Biomasse, Wasser und Geothermie nennenswerte Versorgungsbeiträge zur Stromversorgung bieten. Der Beitrag der Photovoltaik (PV) wird wegen der geringen Sonneneinstrahlung begrenzt bleiben.
Windenergie

Der Einsatz von Windenergieanlagen erfolgte bisher onshore. Die installierte Leistung betrug Ende 2003 14.3 GW, bei einer Erzeugung von 18.600 TWh/a. Die geringen Volllaststunden von im Mittel 1.800 h/a lassen bei Investitionen mit 1.000 €/kW unter normalen Bedingungen noch keine Wirtschaftlichkeit erwarten. Die Betreiber erhalten deshalb finanzielle Unterstützung gemäß EEG.

Der Ausbau der Windenergie hat zu einer Verknappung der Aufstellungsflächen auf dem Festland geführt  bei gleichzeitig abnehmender Akzeptanz in der Bevölkerung. Schwierigkeiten resultieren aber auch aus der Netzanbindung sowie der Bereitstellung von Regelreserve und Regelenergie. Entsprechend ist nur noch bis 2010 von einem nennenswerten Ausbau der Windenergie auszugehen. Die installierte Leistung wird bis auf 20 GW anwachsen bei einer Erzeugung von 36 TWh/a.

Die Deutsche Energieagentur (Dena) geht demgegenüber in ihrem Gutachten von einer forcierten Entwicklung aus. Sie erwartet bis 2020 eine installierte Leistung von rd. 22 GW.

Der Einsatz von Offshore-Anlagen wird zu einer Ausweitung der Windenergienutzung führen. Die Planungen gehen in Nord- und Ostsee von zusammen 25 GW aus bei einer Erzeugung von 90 TWh/a. Bei hohen Investitionen von 2000 €/kW und mehr erfordert die Wirtschaftlichkeit ein gegenüber dem  Binnenland deutlich größeren Windaufkommen (3.000 - 3.500 Volllaststunden in der Ost- und 3.500 - 4.000 Stunden in der Nordsee erwartet) sowie eine erhöhte Vergütung nach dem EEG.

Erste kommerzielle Offshore-Anlagen werden für 2005 erwartet. Wegen der fehlenden Betriebserfahrung sollte der Ausbau bis 2010 auf 3 GW (2 GW Nordsee, 1 GW Ostsee) und 11 TWh/a beschränkt bleiben. Bis 2020 ist von 10.000 MW (Nordsee 7 GW, Ostsee 3 G MW) bzw. einer Erzeugung von 36 TWh/a auszugehen. 

Abweichend hiervon erwartet die Dena auch im Offshore-Bereich eine forcierte Entwicklung. Sie geht bis 2020 von 25,7 GW aus bei einer Erzeugung von 92,5 TWh/a. 

Biomasse

Das Biomassepotenzial wird in Deutschland mit 12 GW bzw. 58 TWh/a veranschlagt. Trotz dieses großen Potenzials lag die installierte elektrische Leistung Ende 2003 erst bei 0,9 GW. Bis 2010 wird ein Versorgungsbeitrag von 2 GW erwartet, bis 2020 ca. 4.7 GW.  

Die Aktivitäten konzentrierten sich bisher auf die Holzverbrennung. Die hieraus resultierende große Holznachfrage hat bereits zu einer Marktverknappung geführt, so dass die Realisierung aller geplanten Projekte fragwürdig ist. Bei einer Umsetzung der durch den Holzmarkt bedienbaren Projekte ist von einer installierten Leistung von 2 GW bzw. von 14 TWh/a auszugehen. 

Eine weitere Ausweitung der Biomassenutzung setzt Anlagen im kleineren Leistungsbereich voraus. Die Hersteller arbeiten deshalb an der Entwicklung von Vergasungssystemen, deren Produktgas sich in Verbrennungskraftmaschinen nutzen oder in Methanol umwandeln lässt. 

Wasser

Der Beitrag der Wasserkraft zur Stromversorgung konzentrierte sich bis Anfang der 90er Jahre auf Großanlagen. Die installierte Leistung betrug 4,4 GW bzw. 16 TWh/a. Mit Unterstützung des EEG erfolgte in den Jahren bis 2003 der Ausbau in kleineren Einheiten. Heute ist von einer Gesamtleistung von 4,75 GW bzw. 24 TWh/a auszugehen.

Auch in der Zukunft sollte der Ausbau der Wasserkraft vorrangig in kleineren Einheiten erfolgen. Bei einem Potenzial von 5 GW könnte 2010 eine installierte Leistung von 4,85 GW mit einer Erzeugung von 24 TWh/a zur Verfügung stehen, in 2020 rd. 5.000 MW bzw. 25 TWh/a. 

Geothermie

Der Geothermie wird mit 43 GW das größte theoretische Potenzial zugesprochen. Die Nutzung steckt jedoch wegen der großen technischen Schwierigkeiten noch in den Anfängen. Die praktische Anwendung beschränkt sich derzeit auf das Projekt Neustadt-Glewe mit 200 kW. 

Bis 2010 soll eine Reihe von Anlagen im Megawatt-Bereich realisiert werden. Die Leistung soll auf 30 MW bei einer Erzeugung von 0,240 TWh wachsen. Bis 2020 ist von 100 MW bzw.0,8 TWh auszugehen. 

Photovoltaik

Die installierte Leistung der Photovoltaik (PV) beträgt heute rd. 0,3 GW. Die Erzeugung entspricht bei einer mittleren Volllaststundenzahl von 800 h/a rd. 0,23 TWh/a.

Die Entwicklungsarbeiten konzentrieren sich auf die Herstellung kostengünstiger Module. Ziel ist eine nachhaltige Senkung der Investitionen von derzeit 5.000 €/kW. Insgesamt sollte die PV-Erzeugung in Deutschland wegen der geringen Sonneneinstrahlung eine untergeordnete Rolle spielen. Bei einem Zuwachs von 8 %/a könnte bis 2010 eine installierte Leistung von 0,48 GW bzw. 0,384 TWh zur Verfügung stehen, 2020 rd. 1 GW bzw. 0,8 TWh. 

Kraft-Wärme-Kopplung 

Die Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) zählt nicht zu den erneuerbaren Energien, sie bietet aber durch die gekoppelte Erzeugung ein großes Potenzial zur Energieeinsparung. Nach einer Abschätzung für den Deutschen Bundestag ist auf Basis der derzeitigen Wärmenachfrage von einem Stromerzeugungspotenzial von 220 - 380 TWh/a auszugehen. 

Die gekoppelte Stromerzeugung liegt heute bei 18,7 GW bzw. 60 TWh/a. Für die Zukunft ist mit Unterstützung durch das KWK-Gesetz, der geplanten EU-Direktive und Einsatz neuer Technologien wie der Brennstoffzelle von einem Ausbau der KWK auszugehen. Bis 2010 könnte die installierte Leistung auf 21 GW bzw. 69 TWh/a zunehmen, bis 2020 auf 25 GW bzw. 82 TWh/a.  

5.3.3 Bewertung

Zusammenfassend bieten die erneuerbaren Energien bis 2020 ein Versorgungspotenzial von 40,8 GW bzw. 131,5 TWh/a. Entsprechend der in der Dena-Studie veranschlagten Ausbauentwicklung der Windenergie ist bis 2020 von einer installierten Leistung von 58,7 GW bzw. 192 TWh/a auszugehen.

Der Beitrag der KWK-Erzeugung könnte 2020 rd. 82 TWh/a betragen. Zusammen mit den erneuerbaren Energien ergibt sich damit ein Versorgungspotenzial von 213,5 TWh/a. In Verbindung mit den Werten der Dena-Studie ist von einer Leistung von 83,7 GW bzw. 274 TWh/a auszugehen. 
5.4  Speicherung

5.4.1 Stand der Technik und Entwicklung

Die mit erneuerbaren Energiequellen (Wind, Sonne, Fließwasser) gewonnene Energie lässt sich in der Regel nicht speichern. Man nutzt das momentan verfügbare Leistungsangebot (Windgeschwindigkeit, Strahlungsintensität, Wasserdurchfluß), um daraus elektrische Leistung zu gewinnen. Dieses ist naturgemäß Schwankungen unterworfen und nicht jederzeit verfügbar. Um das gesamte Energieangebot nutzen und die Leistung bedarfsgerecht einspeisen zu können, sind Energiespeicher notwendig. Verschiedene Speicherverfahren sind noch in der Entwicklung oder eignen sich nicht für die in der Energieversorgung notwendigen großen Leistungen.  

Eine verbreitete und erprobte Speichertechnik sind Pumpspeicher-Kraftwerke.  Die im Hoch- und Mittelgebirge errichteten Anlagen reichen jedoch auch bei einer Ausweitung nicht aus, um den Speicherbedarf bei einer forcierten Nutzung erneuerbarer Energien zu decken.

Eine die Landschaft wenig beeinträchtigende Form der Energiespeicherung im GWh-Maßstab sind Gasturbinen-Kraftwerke mit Druckluft-Speicher (CAES, compressed air energy storage). Speicherkavernen können z.B. durch Aussolung in unterirdischen Salzstöcken oder Aquiferstrukturen sowie in aufgelassenen (und abgedichteten) Bergwerken errichtet werden. Geeignete geologische Formationen finden sich vielfach nicht nur in Norddeutschland sondern auch in der Nordsee. Das nutzbare Potenzial ist noch nicht bekannt. 
5.4.2 Forschungs- und Entwicklungsbedarf 

Langfristig werden auch neuartige Speicherverfahren benötigt, die die Gewinnung von lager- und transportfähiger Sekundärenergie in großem Maßstab ermöglichen. Die Erzeugung elektrischer Energie aus Wind oder Sonne und ihre bedarfsgerechte Anwendung würden damit entkoppelt; ein wichtiges Hindernis für die Nutzung regenerativer Energiequellen wäre beseitigt. Eine Option wird in der Wasserstoffwirtschaft gesehen.

Die alternativ diskutierte direkte  Netzeinspeisung unbegrenzt wachsender Mengen fluktuierender Windenergie ohne Speicherung und ohne Rücksicht auf den momentanen Netzbedarf ist demgegenüber nicht als zukunftsfähige Lösung zu betrachten. Sie kann die Sicherheit des Verbundnetzes gefährden und führt langfristig in eine energiepolitische Sackgasse.

Die bisher übliche direkte Netzeinspeisung ohne Speicher führt schon heute zu erheblichen Schwierigkeiten beim Netzbetrieb, da weder der zeitliche Verlauf der Leistung noch die örtliche Verteilung der Einspeisestellen mit dem Netzbedarf übereinstimmen. Mit dem geplanten Ausbau der Off-shore-Erzeugung auf 20 GW und mehr werden diese Probleme erheblich zunehmen. 

Ein Ausgleich durch Pumpspeicher und speicherfähige Gaskraftwerke ist wegen der Dimensionen nur begrenzt praktikabel. Es ist zusätzlich die Entkopplung von Primärerzeugung und Verbrauch durch Umwandlung von natürlichen in speicher- und transportfähige Energieträger erforderlich. Die Energie kann später bedarfsgerecht zurückgewonnen werden, um ortsfeste oder mobile Endverbraucher zu versorgen.

Als Sekundärenergieträger eignet sich vor allem Wasserstoff wegen seiner universellen Verwendbarkeit. Seine Herstellung mittels Elektrolyse und die Umkehrung in Brennstoffzellen sind bekannt. Obwohl industrielle Anlagen mit akzeptablem Wirkungsgrad über 80% verfügbar oder in einer fortgeschrittenen Entwicklungsphase sind, erfordert der gesamte Energiekreislauf einschließlich der Speicher-, Transport- und Verteilungstechnologie umfangreiche Entwicklungsarbeiten. Das Dimensionsproblem von MW zu GW ließe sich, ähnlich wie bei der primären Elektrizitätserzeugung, durch Modularisierung lösen.

Für die künftige Entwicklung der Energieversorgung ist es notwendig, nach neuen globalen Lösungen zu suchen. Ein hoch entwickeltes Industrieland kann es sich auf Dauer nicht leisten, sich auf lokale Ad-hoc-Lösungen zu beschränken. Auch aus Gründen des globalen Wettbewerbs ist es unbedingt erforderlich, sich der Entwicklung einer künftigen Wasserstoff-Energiewirtschaft mit mehr  Nachdruck zu widmen. In USA gibt es im Rahmen des staatlich geförderten Projektes "Freedom Car" Forschungsaktivitäten im Mrd. $-Bereich, an denen mehrere IEEE Teilgesellschaften beteiligt sind. 
6. Netze: Struktur, Versorgungssicherheit und Reservehaltung

6.1 Aufgaben der Netze
In Deutschland dienen die Netze in erster Linie der Übertragung und der Verteilung elektrischer Energie vom Kraftwerk zum Kunden. Indem sie durch die Bereitstellung redundanter Übertragungs- und Verteilungswege sowie durch die Einbindung schnell aktivierbarer Erzeugungsquellen einen hohen Beitrag zur Versorgungsqualität leisten, „veredeln“  sie aber auch das Produkt Strom. Diese „Systemdienstleistung“ der Netze wird häufig unterschätzt. 

Die Netze aller Spannungsebenen weisen in Deutschland eine Stromkreislänge von 1,6 Mio. km auf. Die Erzeugungsstandorte wurden in der Vergangenheit möglichst in die Nähe von Verbrauchsschwerpunkten gelegt. Entsprechend niedrig sind die Netzverluste; sie liegen mit  ca. 4 Prozent sehr niedrig im internationalen Vergleich. 

Auch die Versorgungssicherheit ist mit 15 min/Jahr Ausfallzeit eine internationale Bestleistung. Großflächige Versorgungsausfälle, wie sie in der jüngsten Vergangenheit in den USA und Kanada, aber auch in Europa aufgetreten sind, liegen in Deutschland Jahrzehnte zurück.

In die elektrischen Netze werden jährlich rd. 2 Mrd. € investiert; das sind etwa 50 % der gesamten Investitionen der deutschen Stromwirtschaft.    

6.2 Übertragungsnetze

Die Übertragungsnetze (400 und 220 kV, teilweise wird auch 110 kV dazugerechnet) der vier deutschen Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) sind zum Deutschen Verbundnetz zusammengeschaltet. Sie stellen das Rückgrat der elektrischen Energieversorgung dar. Um die verschiedenen Aufgaben wahrnehmen zu können, sind diese Netze stark vermascht und ermöglichen so Energieflüsse in unterschiedliche Richtungen. 

Diese  Netze bilden jeweils eine der vier deutschen Regelzonen. In jeder Regelzone ist der ÜNB für die zeitgerechte Aufrechterhaltung des Systemgleichgewichts bei allen Betriebszuständen verantwortlich. Das Deutsche Verbundnetz ist integraler Bestandteil des Europäischen Verbundnetzes. Wesentliche Folge der (überwiegend) synchronen Zusammenschaltung der Drehstromnetze ist die starke Wechselwirkung zwischen den Teilnetzen im Normalbetrieb, aber insbesondere im Störungsfall. So ergeben sich Lastflüsse nach rein physikalischen Gesetzmäßigkeiten und nicht nach Länder- oder Unternehmensgrenzen. Störungen teilen sich allen Teilnetzen sekundenschnell mit und erfordern entsprechende Gegenreaktionen. Wesentlich ist deshalb eine enge Kooperation der deutschen ÜNB untereinander sowie auf europäischer Ebene im Rahmen der UCTE.

Entsprechend seiner Lage im Zentrum Europas verfügt Deutschland über eine Vielzahl von Kuppelleitungen mit den angrenzenden Unternehmen bzw. Ländern. Neben den innerdeutschen Lastflüssen treten deshalb zusätzlich grenzüberschreitende Transit-Lastflüsse in den  deutschen Höchstspannungsnetzen auf. Sie belasten die deutschen Übertragungsnetze und können zu Engpässen im Netz führen. 

Die Strommarkt-Liberalisierung hat zu gravierenden Änderungen der Lastflüsse im deutschen und europäischen Verbundnetz geführt. Obwohl die Übertragungsnetze für eine verbrauchsnahe Stromerzeugung konzipiert sind, treten inzwischen regelmäßig weiträumige Transporte großer Leistungen auf. Die betrieblichen Reserven im Netz werden dadurch vollständig in Anspruch genommen, zu Lasten der Sicherheit des Verbundsystems. Insbesondere die Übertragungsnetze in zentraler Lage Europas sind stark belastet. Regelmäßig kommt es zu kritischen Betriebssituationen mit der Gefahr großräumiger Versorgungsunterbrechungen. Die zur Verfügung stehenden betrieblichen Gegenmaßnahmen sind begrenzt. Bei den langen Realisierungszeiten für neue Leitungen – 10 bis 15 Jahre, wenn überhaupt eine Genehmigung erlangt wird – ist mit einer baldigen Entlastung nicht zu rechnen.

Erschwerend wirken sich die absehbare Stilllegung von Kraftwerken und deren notwendiger Ersatz aus. Aus Netzsicht wäre der Neubau wie bisher in der Nähe der Verbrauchsschwerpunkte zweckmäßig, anderenfalls müssten weitere zusätzliche Übertragungsleitungen errichtet werden.

Weitere Unsicherheiten resultieren aus der gesetzlichen Verpflichtung der Netzbetreiber, den Strom aus erneuerbaren Energiequellen bevorrechtigt in ihre Netze aufzunehmen. Als Folge treten schon heute windstrombedingte Netzengpässe auf. Mit dem Bau einiger hundert km neuer Hoch- und Höchstspannungsleitungen sollen bestehende Kapazitätsengpässe beseitigt und weitere Kapazitäten für den mittelfristig absehbaren Ausbau der Onshore-Windenergie geschaffen werden. Fachleute schätzen, dass der weitere Ausbau der Windenergie bis 2016 deutschlandweit den Bau von rd. 2.000 km neuer Hoch- und Höchstspannungsleitungen mit einem Gesamtaufwand von über 1 Mrd. € erforderlich machen wird. 

Bis die geplanten Leitungen tatsächlich für den Betrieb zur Verfügung stehen, werden wohl noch mehrere Jahre vergehen. Es ergibt sich daher die Notwendigkeit, zur Vermeidung von Leitungsüberlastungen Windkraftanlagen in das Erzeugungsmanagement einzubeziehen.

Diese Überlegungen berücksichtigen noch nicht in voller Höhe den geplanten Bau von Offshore-Windparks in der Nord- und Ostsee. Deren Leistung soll zu den Lastschwerpunkten im Zentrum Deutschlands übertragen werden. In der z. Zt. laufenden DENA-Studie werden verschiedene technische Möglichkeiten untersucht. Hierbei werden auch betriebliche Optimierungsmöglichkeiten berücksichtigt, um Beschränkungen des Leitungsneubaus Rechnung zu tragen. 

In Abhängigkeit von den verschiedenen Szenarien wären für diese Übertragungsaufgabe voraussichtlich drei  neue leistungsstarke  Höchstspannungstrassen in die  Lastschwerpunkte Ruhrgebiet und Rhein-Main-Gebiet mit einer mittleren Länge von etwa 500 km erforderlich. Hinzu kommen Aufwendungen für Netzverstärkungen in den Ballungsgebieten, für Kompensationseinrichtungen, für Maßnahmen zur Lastflusssteuerung usw. Insofern können die Kosten für diesen Netzausbau auf Werte zwischen 2 und 3 Milliarden € geschätzt werden. Darin sind der technische Aufwand und die Kosten für die Übertragung zwischen den Windparks und  geeigneten, küstennahen Einspeisepunkten noch nicht enthalten.

Die Netzbetreiber müssten neben der Bereitstellung ausreichender Übertragungskapazitäten aber auch dafür sorgen, dass zusätzliche Ausgleichs- und Regelleistung und -energie jederzeit verfügbar ist, um die zeitlich stark schwankende und kaum prognostizierbare Windeinspeisung auszugleichen. Hierfür ist ein hoher Regelaufwand in konventionellen Kraftwerken erforderlich, um  das Gleichgewicht zwischen allen Einspeisungen und dem schwankenden Verbrauch im Übertragungsnetz aufrecht zu erhalten. 

Die mit derartigen Leistungstransporten verbundenen Verluste sind ebenfalls nicht vernachlässigbar. Auch wenn die traditionell niedrigen Netzverluste (bislang rd. 4 %) sich nur geringfügig erhöhen, bedeutet doch jedes zusätzliche Prozent Verluste rd. 5 TWh (entspricht etwa dem Stromverbrauch von Luxemburg), die zusätzlich erzeugt werden müssen.

Diese mit der Windenergie verbundenen Fragen erhalten inzwischen eine europäische Dimension. Neben der erwarteten Verdopplung der Kapazitäten in Deutschland bis 2010 ist mit starkem Zubau vor allem in Frankreich (auf 12 GW) und Spanien (von 5 auf 13 GW) zu rechnen. Entsprechend verlangt die UCTE europaweit Maßnahmen im betrieblichen Bereich und beim Netzausbau, um negative Auswirkungen auf die Versorgungsqualität zu vermeiden. 

6.3 Verteilnetze

Im Gegensatz zu den stark vermaschten Übertragungsnetzen werden die Mittel- und Niederspannungsnetze in der Regel strahlenförmig gebaut bzw. betrieben. Die Lastflussrichtung war bislang eindeutig vorgegeben, da sich in den Verteilnetzen nur Energieerzeuger mit geringen Leistungen befanden. Für die Schutztechnik reichen meistens einfache Sicherungen aus; Leittechnik ist bis auf die Einspeiseanlagen aus 110 kV in der Regel nicht vorhanden.

Durch die Zunahme dezentraler Erzeuger ist eine Trendwende zu verzeichnen. Neben Windkraftanlagen speisen vermehrt Photovoltaik-Anlagen in die Nieder- und Mittelspannungsnetze ein. Weiterhin ist zukünftig ein stärkerer Zubau von KWK-Anlagen zu erwarten. In einigen Jahren könnten KWK-Anlagen auf Basis von Brennstoffzellen herkömmliche Heizungssysteme ersetzen und die Energieerzeugung aus Großkraftwerken teilweise verdrängen. In Abhängigkeit von der Erzeugungssituation sind dann Netzzustände denkbar, bei denen sich der Lastfluss umkehrt – also von den Niederspannungsnetzen in Richtung Mittel- und Hochspannungsnetz. 

Die Spannungshaltung, d.h. die Einhaltung vorgegebener Spannungsgrenzwerte in diesen Netzen wird dadurch bereits heute erschwert. Eine selektive Schutzabschaltung von fehlerbehafteten Netzteilen unter Beibehaltung der heute eingesetzten einfachen und kostengünstigen Schutztechnik dürfte kaum noch möglich sein. Bei der Freischaltung von Netzteilen ist darauf zu achten, dass diese Netzteile  nicht durch dezentrale Erzeuger unter Spannung gesetzt werden.

Die Energieerzeugung in diesen kleinen dezentralen Erzeugungseinheiten ist wie die Windkraft im Übertragungsnetz nur eingeschränkt planbar. Eine Korrelation mit dem Strombedarf ist in seltenen Fällen gegeben. Auch hier muss der Netzbetreiber dafür sorgen, dass Energie in der benötigten Menge an anderer Stelle im Netz bereitsteht, wenn dezentrale Erzeuger nicht verfügbar sind. Dies ist nur über entsprechend ausgelegte Netze möglich.

Einen positiven Einfluss hat die dezentrale Erzeugung auf die Netzverluste, solange die benötigte Energie verbrauchsnah erzeugt wird. Dies gilt allerdings auch nicht uneingeschränkt, da bei einem exzessiven Ausbau der dezentralen Erzeugung und der damit einhergehenden dauerhaften Umkehr der Lastflussrichtung auch wieder mit einem Ansteigen der Verluste zu rechnen ist.

Viele der angesprochenen Probleme sind technisch lösbar, erfordern aber neue Konzepte für Schalt-, Schutz und Steuerungstechnik, die in Zukunft durch den Einsatz moderner Primär- und IT-Technologien möglich sein dürften. Allerdings müssen sich diese Modelle noch wirtschaftlich darstellen lassen.  
7. Langfristige Perspektiven

 7. 1 Kernfusion

Die Energiequelle von Sonne und Sternen auf der Erde nutzbar zu machen, ist das Ziel der Fusionsforschung: Ein Fusionskraftwerk soll aus der Verschmelzung von Atomkernen nutzbare elektrische Energie gewinnen. Unter irdischen Bedingungen gelingt dies mit den Wasserstoff-Isotopen Deuterium und Tritium. Sie verschmelzen zu Helium, wobei Neutronen sowie große Mengen an Energie frei werden: Ein Gramm Brennstoff könnte 90 MWh Energie freisetzen – die Verbrennungswärme von 11 Tonnen Kohle. Die für den Fusionsprozess nötigen Grundstoffe Deuterium und Lithium, aus dem im Kraftwerk Tritium entsteht, sind in nahezu unerschöpflicher Menge auf der Erde vorhanden.
7. 2 Wasserstofftechnologie

Erneuerbare Energiequellen sind weltweit verteilt. Allerdings stimmt der Ort des Vorkommens meist nicht mit den Verbrauchszentren überein und die Gewinnung erfolgt nicht zur gewünschten Zeit. Für die Verteilung zum Verbraucher benötigt man neue Technologien zur Speicherung und zum Transport der Energie in technisch nutzbarer Form.

Der Transport von Energie kann elektrisch erfolgen, wo immer das sinnvoll möglich ist, dagegen ist die Speicherung von Strom bis heute nur unbefriedigend gelöst. Als ein nachhaltiges und umweltfreundliches Speichermedium wird der Wasserstoff angesehen. In Verbindung mit Brennstoffzellen bietet er  die Möglichkeit, die Energie verlustarm wieder in elektrische Energie umzuwandeln.
Wo es sinnvoll ist, kann die Brennstoffzelle schon heute eingesetzt werden, etwa bei mobilen Anwendungen. Die Markteinführung von Wasserstoff-Pkw wird im größeren Maßstab nicht vor 2010 beginnen; um 2020 könnte dann schon ein nennenswerter Anteil erreicht sein, einschließlich der notwendigen Infrastruktur wie Tankstellen. Die Einführung von Brennstoffzellen in ortsfesten Anwendungen könnte schon früher erfolgen, insbesondere bei Heizanlagen für Ein- oder Mehrfamilienhäuser. Diverse Brennstoffzellen-Heizungen befinden sich bereits mit positiven technischen Ergebnissen im Feldtest. Allerdings sind die Kosten und das Verhalten im Dauerbetrieb noch unbefriedigend; die Weiterentwicklung wird noch Jahre dauern. 

Wie schnell sich Brennstoffzellen als Bausteine eines neuen Energiesystems etablieren werden, hängt davon ab, wie schnell sich der Energieträger Wasserstoff über erneuerbare Energien bereitstellen lässt. Der Energiewandler Brennstoffzelle wird erst in dieser Kombination ökologisch interessant. Treibende Kraft dieser Entwicklung werden die Ökonomie (Versorgungssicherheit bei abnehmenden Erdölvorräten und steigenden Preisen) und die Ökologie (Klimaschutz) sein.  
7. 3 Perspektiven der drei Szenarien

Diskussion der Szenarien
Die im Abschnitt 4.2 beschriebenen Szenarien zeigen unterschiedliche Entwicklungsstrategien auf, sie stellen Alternativen dar, die wertfrei in ihren Vor- und Nachteilen diskutiert werden müssen. Aus der Diskussion sind dann die notwendigen Schlüsse zu ziehen und Umsetzungsschritte zu beschließen.  Dabei ist keine weitere Zeit mehr zu verlieren. Investoren werden nur dann ihre Finanzierungsmittel einsetzen, wenn die Rahmenbedingungen eindeutig, kalkulierbar und langfristig stabil sind.

Welche Perspektiven bieten die vorgestellten Szenarien? 

Das Szenario 1 birgt neben den sehr hohen Investitionsaufwendungen bis 2020 einige wesentliche Risiken:

- Die Zeitspanne für die Erneuerung der Kraftwerksflotte in dem in Szenario 1 angegebenen Umfang  beträgt nur eineinhalb Jahrzehnte.

- Die Anforderungen an die Netzstabilität und an den Transport der Windenergie von Nord nach Süd über große Strecken muss technisch und wirtschaftlich befriedigend gelöst werden. Auch die technischen Fragestellungen des stabilen und nachhaltigen Betriebs von großen  Windparks im Meer sind zu klären. Es liegen weltweit keine Erfahrungswerte in ähnlichem Maßstab vor.

- Die CO2 Problematik wird nicht entscheidend verbessert.

Im Szenario 2 sind diese Risiken bei deutlich reduzierten Gesamtkosten vermindert. Bezüglich des CO2 gilt die gleiche Aussage wie im Szenario 1. 

Unter Umweltaspekten ist Szenario 3 am günstigsten, da es bei vertretbaren Investitionen Raum für eine evtl. Verschärfung der CO2 –Emissionsziele bietet.

Langfristige Perspektive

Der Blick auf 2020 ist in Bezug auf die „Energieversorgung“ keine langfristige Perspektive,  höchstens eine mittelfristige. Für eine längerfristige Perspektive sollte folgendes gelten:

- Die fossilen Brennstoffe Gas und Öl sind - bei durchaus unterschiedlichen Reichweiten - endlich, d.h. nach allen Prognosen innerhalb einiger Generationen verbraucht oder nicht mehr wirtschaftlich zu erschließen. Allein die Kohle hat eine deutlich höhere Reichweite. Langfristig müssen daher die fossilen Energieträger durch andere Primärenergien abgelöst werden.

- Da die Treibhausgase, darunter auch CO2, für die Klimaveränderungen verantwortlich gemacht werden, ist die zunehmende Nutzung erneuerbarer Energie zwingend. Im Rahmen eines sicher und wirtschaftlich funktionierenden Energieversorgungssystems im großen Stil birgt der Übergang jedoch noch Risiken und ungelöste Probleme. Auch die Anzahl der wirtschaftlich zu nutzenden Standorte zur Errichtung von Windkraft und Solaranlagen ist begrenzt.

- Die Nutzung der Kernenergie ist zwar emissionsfrei, aber der Brennstoff Uran ist ebenfalls nur begrenzt wirtschaftlich verfügbar. 

Unter diesen Voraussetzungen kommen langfristig nur vier Technologien für die künftige elektrische  Energieversorgung in Frage, von denen die erste wegen der endlichen Reichweite der Primärenergie Kohle nur mit Einschränkungen zutrifft:

1. Kohletechnologien mit CO2 Abtrennung und Speicherung

2. Techniken zur Nutzung erneuerbarer Energien

3. Kernfusion

4. Kernspaltung mit Brütertechnologie

Unter der Annahme, dass die Kernspaltung mit Brütertechnologie gesellschaftlich nicht akzeptiert wird, verbleiben nur die drei erstgenannten Primärenergiequellen zur Stromerzeugung. 

Aus heutiger Sicht ist daher langfristig nur ein Energiemix – bestehend aus den wesentlichen Säulen -  

- Erneuerbare Energien (vor allem Wasser, Biomasse und Wind, teilweise auch Sonnenenergie) 
- Kohle mit CO2-Abspaltung und
· Kernfusion 
zur Stromerzeugung denkbar. Dem Wasserstoff könnte dabei für den Energietransport und die Energiespeicherung eine wichtige Rolle zufallen.
Bewertung
Unter diesem Langfristaspekt und bei gleichzeitiger Betrachtung von Wirtschaftlichkeit und Umweltschutz erscheint für den Horizont 2020 das zweite Szenario optimal:

- Die Kyoto-Verpflichtungen werden erfüllt.

- Die Investitionskosten sind am niedrigsten. 

- Zukünftige Technologien können in realistischen Zeitspannen erforscht und erprobt werden, bevor man mit ihnen in die breite Anwendung geht.

- Die Zuverlässigkeit des Versorgungssystems „Strom“ bleibt erhalten, Risiken werden minimiert. 

- Im Falle einer Verschärfung der Umweltziele über die Anforderungen des Kyoto-Protokolls hinaus lässt sich durch eine Verschiebung des Erzeugungsmix von Szenario 2 in Richtung Szenario 3 eine Lösung erreichen.

- Der weitere Einsatz der Kernspaltung dient als „Brücken“-Technologie bis zur Verfügbarkeit der Kernfusion. Dabei wird das CO2-Problem entschärft, die neuen Technologien können in realistischen Zeiträumen entwickelt und erprobt und die Investitionskosten minimiert werden. Die Aufwendungen für die Entsorgung der Kernkraftwerke sind vergleichbar mit denen bei sofortigem Ausstieg, wie in Szenario 1 geplant.
8. Schlussfolgerungen und Handlungsbedarf

Alle an der „Stromversorgung“ Beteiligten müssen massive Anstrengungen unternehmen, um die Elektrische Energieversorgung für die mittelfristige wie auch für die langfristige Zukunft zu sichern.

Vom Gesetzgeber sind verlässliche Rahmenbedingungen zu schaffen, um die notwendigen Forschungsarbeiten anzustoßen und die erforderlichen Investitionen auszulösen. Dies betrifft die Unternehmen der Elektrischen Energieversorgung ebenso wie die Industrie und die Forschungsinstitutionen und Hochschulen. 

Konkret bedeutet dies: 

· Die Randbedingungen und Belastungen der in der Energieversorgung tätigen Unternehmen müssen durch den Staat langfristig stabil festgelegt werden.

· Für die in der Energieversorgung tätigen Unternehmen muss eine angemessene Rendite gesichert sein.

· Die Planung und Realisierung von Investitionen dürfen nicht durch bürokratische und gesetzgeberische Verfahren verzögert werden.

· Die Industrie braucht klare Perspektiven, bevor sie Zukunftsinvestitionen in neue Technologien tätigt. 

· Die Forschung auf dem Energiesektor (Industrie, Hochschulen, außeruniversitäre Forschungseinrichtungen) muss durch geeignete Förderprogramme erheblich intensiviert werden, sowohl auf dem Stromerzeugungs- und Verteilungssektor als auch bei der rationellen Anwendung von elektrischer Energie. Durch diese Maßnahmen wird auch ein Beitrag zur Sicherung des Technologiestandorts Deutschland geleistet. 

· Es ist ein Ausbau der Hochschulinstitute auf dem Energiesektor notwendig, dabei ist eine Koordination von Schwerpunkten erforderlich. 

· Die Planung und Umsetzung von Investitionen in Kraftwerke und Netze erfordert Zeiträume von teilweise mehr als  einem Jahrzehnt. Wenn die Energieversorgung auch in Zukunft auf dem heutigen Zuverlässigkeitsniveaus arbeiten soll, müssen Entscheidungen zum künftigen Energieversorgungssystem heute getroffen werden.

· Es ist erforderlich, die Öffentlichkeit auf die Dringlichkeit der notwendigen Schritte in der Energieversorgung hinzuweisen und für ihre Akzeptanz zu werben. Das gilt insbesondere für die weitere Nutzung der Kernkraftwerke als Übergangtechnologie. 
Bei allen Aktivitäten ist ein europäisch abgestimmtes Vorgehen erforderlich.
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Tafel 1: Kenndaten der untersuchten Länder
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Bild 2:


Stromverbrauch in Deutschland 2003
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Bild 1: 


Stromerzeugung in Deutschland 2003
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Bild 4: Primärenergie-Mix 


            der drei Szenarien
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Bild 3: Kosten und CO2-Emissionen 


            der drei Szenarien








[image: image4.emf]Länder DE USA China JP Indien FR UK IT ES

BSP in bill.USD 2,16 10,45 5,99 3,65 2,66 1,56 1,53 1,46 0,85

Einwohner in Mio. 82,4 290,3 1287 127,2 1049,7 60,2 60,1 58 40,2

Installierte Leistung in GW 123 905 320 265 115 115 77 80 61

Stromerzeugung in TWh/a 597 3850 1450 1040 530 560 315 265 225

Stromerzeugung/Kopf in kWh/a 7250 13260 1130 8175 505 9300 5820 5430 5600

Struktur in %

      Kohle 51,1 53,0 74,0 23 73,0 0,8 32,0 12 35,0

      Erdgas 9,6 15 25,0 4 1,1 38,0 37,0 12

      Erdöl 0,6 3 7 12 1 1,2 4 27,0

      Kernkraft 27,6 21,0 1 30,0 3 78,0 23 32,0

      Wasserkraft 4,2 7 17,0 8 19,0 17,0 17 20

      Erneuerbare Energien 3,8 1 1 2 1,9 3 7

      Sonstige 3 0 0 0 0 0 0 0 1

Quellen:  1. Einwohnern und BSP: CIA(Hrsg.), The World Fact Book 2003, in: www.odci/cia/publications/factbook

              2. Stromstatistik: Schiffer, Energiewirtschaftliche Tagesfragen 54.Jg.(2004) Heft 3
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Tabelle1

		

		Länder		DE		USA		China		JP		Indien		FR		UK		IT		ES

		BSP in bill.USD		2.16		10.45		5.99		3.65		2.66		1.56		1.53		1.46		0.85

		Einwohner in Mio.		82.4		290.3		1287		127.2		1049.7		60.2		60.1		58		40.2

		Installierte Leistung in GW		123		905		320		265		115		115		77		80		61

		Stromerzeugung in TWh/a		597		3850		1450		1040		530		560		315		265		225

		Stromerzeugung/Kopf in kWh/a		7250		13260		1130		8175		505		9300		5820		5430		5600

		Struktur in %

		Kohle		51.1		53.0		74.0		23		73.0		0.8		32.0		12		35.0

		Erdgas		9.6		15				25.0		4		1.1		38.0		37.0		12

		Erdöl		0.6		3		7		12		1		1.2		4		27.0

		Kernkraft		27.6		21.0		1		30.0		3		78.0		23				32.0

		Wasserkraft		4.2		7		17.0		8		19.0		17.0				17		20

		Erneuerbare Energien		3.8		1		1		2				1.9		3		7

		Sonstige		3		0		0		0		0		0		0		0		1

		Quellen:  1. Einwohnern und BSP: CIA(Hrsg.), The World Fact Book 2003, in: www.odci/cia/publications/factbook

		2. Stromstatistik: Schiffer, Energiewirtschaftliche Tagesfragen 54.Jg.(2004) Heft 3
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